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Bericht über - ie Verhandlungen
des zwölften Landtags

des Großherzogthnms Oldenburg.

Dreizehnte Sitzung.

Oldenburg , den 16. Februar 1858 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender : Bicepräsident Pancratz.

Älm Ministertifche: die Reg. - Comm. Bucholtz und Hof¬
meister,  später Hofmeister  allein.

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und
genehmigt.

Eingegangen sind:
1) Eine Vorstellung des HauSmanns und Schlengen-

meisters Hanken zu Ohmstede und Consorten wegen
Erbauung einer Chaussee von Oldenburg über Donner¬
schwee und Ohmstede bis an den sogenannten Ohm-
steder Moorweg hinter Bornhorst. (An den Petitions¬
ausschuß).

2) Eine Petition der Bevollmächtigten von Tungeln und
Bümmerstede, betreffend Zuschuß auS der Landescasse
des Herzvglhums zu den Kosten eines Durchstiches
der obcrn Hunte durch den Tungeler Damm. (An
den Finanzausschuß).

ES wird zur Tagesordnung übergegangen.
I. Wahl zur Ergänzung deS sogenannten Quotenaus¬

schusses.
Auf die Frage des Vorsitzenden erklärt sich die Ver¬

sammlung bereit, die Wahl eineö neuen Mitgliedes dieses
Ausschusses an Stelle des beurlaubten Abg. Werry  vor-
zunehmen. (Die Stimmzettel werben eingefordert und aus¬
gezahlt). Gewählt ist der Abg. von Wedderkop  mit 33
Stimmen.

II. Wahl eines Ausschusses von fünf Personen zur Vor-
beraihung deS Gesetzentwurfes, betreffend die Leistung von
Posthülfsfuhren. (Die Stimmzettel werden eingefordert und
ausgezählt). Gewählt wurden die Abgg. Barleben mit
29, von Böselager mit 28 , Böcke ! mit 27, Luerßen
mit 27 und Strodthoff  mit 27 Stimmen.

III. Wahl eines Schriftführers an Stelle deS beurlaubten
Abg. Werry.

Auch hier beschließt die Versammlung die Vornahme der
Wahl für die Dauer der Abwesenheit des Abg. Werry.

Berichte . XII. Landtag.

(Stimmzettel werden eingefordert und ausgezählt). Der Abg.
Strodthoff  wurde mit 2t Stimmen zum stellvertretenden
Schriftführer gewählt.

IV. Beschlußfassung, betreffend das Schreiben der Staats¬
regierung wegen Feststellung des Gehalts des Landtags-Regi¬
strators.

Der Präsident schlägt vor, dieses Schreiben dem Ge-
sammt- Vorstande zur Bcralhung und Berichterstattungzu¬
zuweisen. Die Versammlung erklärt sich hiermit einverstanden.

V. Beralhung des Ausschußberichts, betreffend den Ent¬
wurf eines Verkoppelungsgesetzes.

Der Berichterstatter Abg. Strackcrjan  I . verliest den
Eingang des Berichts; eine allgemeine Diskussion wird nicht
beliebt.

Der Berichterstatter verliest hierauf den Bericht zum
Art. 1 des Gesetzentwurfs. Hierzu sind von der Mehrheit
des Ausschusses folgende Anträge gestellt:

Antrag 1:
dem Art. als §. 4 hinzuzusetzen: „Bei Verkoppelungen,
welche nicht in Folge des in diesem Gesetze begrün¬
deten Zwangs, sondern in Folge freiwilliger Ueberein-
kunft eintrcten, kann die Anwendung dieses Gesetzes
unter Zustimmung sämmtlicher betheiligten Grundcigen-
thümer ausgeschlossen werden."

Antrag 2:
die Annahme des Art. 1 mit diesem Zusatze.

Dagegen ist von der Minderheit des Ausschusses fol¬
gender Antrag gestellt:

Antrag 3:
die Annahme des Art. 1 des Entwurfs.

Reg. - Comm. Hofmeister : Den Antrag Nr. 1 kann
ich Ihnen , meine Herren! zur Annahme nicht empfehlen, da
er meines Erachtens entweder zu viel oder zu wenig sagt.
Zu viel sagt er deshalb, weil bei einer förmlichen Verkoppe¬
lung die Bestimmungen des Gesetzes nicht würden zu ent-
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behren sein . Denken wir unS den Fall , daß die Besitzer
einer größeren Landfläche sich über die Zweckmäßigkeit der
Zusammenlegung ihrer Grundstücke geeinigt und dabei ver¬
abredet hätten , es sollten die Bestimmungen deS Vcrkoppe-
lungsgesetzes nicht zur Anwendung kommen ; waS sollte in
Beziehung auf die Rechte Dritter geschehen . Meines Erach¬
tens könnte Nichts weiter geschehen , als daß eine Eonvoca-
tion bei dem Gericht gesucht würde ; diese würde eine Menge
Angaben Hervorrufen und letztere würden nicht anders erle¬
digt werden können , alö im Wege deS Vergleichs - Wenn
nun aber auch angenommen wird , daß diese sämmllichcn An¬

gaben im Wege des Vergleichs beseitigt würden , so müßten
doch noch immer verschiedene Genehmigungen bei den Ober-
bchörden nachgesucht werden , theils wegen Aenderung der
geschlossenen Stellen , theils wegen etwaiger Verlegung öffent¬
licher Wege und Wasserzüge . Wären aber auch diese Geneh¬
migungen erwirkt , so würde dennoch die beantragte Bestim¬
mung überflüssig sein , weil Art . 1 tz. 3 deS Gesetzentwurfs
bereits sestsetzt:

der Austausch einzelner Grundstücke ist nach wie vor
nach dem Privatrechte und den sonst dafür geltenden
Bestimmungen zulässig.

Zu wenig sagt aber meines ErachtenS dieser Antrag in
dem Falle , wenn man annimmt , daß mit dem Anträge der
Zweck verbunden werden soll , daß dadurch das Vor - und

Hauptverfahren vor dem Amte und der Commission vermieden
oder abgekürzt werden soll . Denn in diesem Falle würde ck
nothwendig sein , daß man Bestimmungen im Gesetze treffe,
wie die Rechte Dritter gewahrt werden sollen und wie der

Verkoppelungtzplan gesetzlich sanclionirt werden soll , damit
die Folgen des Gesetzes eintreten können ; solche Bestim¬
mungen vorzuschlagen , halte ich aber nicht für zweckmäßig.
Denn nach dem Gesetzentwurf würden , wenn eine Vereini¬

gung in der oben angegebenen Weise statt gefunden , die
Betheiligten sich zunächst an das Amt zu wenden haben;
hier würde das Vorverfahren einen sehr kurzen Gang haben,
das Amt würde der Regierung den einstimmigen Beschluß
cinscndcn , und diese würdd eine Commission ernennen , welche

den Plan zu prüfen halte . Wenn die Commission nichts
Erhebliches dabei einzuwcnden fände , so würde sie die Ver¬
koppelungsurkunde auf den Grund der Vereinbarung voll¬
ziehen und die gesetzlichen Folgen des Verkoppelungsplans
würden dadurch gesichert sein . Wenn dagegen die Commission
bei näherer Prüfung wichtige Mängel entdeckt , namentlich in

Beziehung auf die Regelung der Rechte Dritter » wenn sie
finden sollte , daß einzelne Theilnehmer benachtheiligr sind,
sollte dann auch der Vergleich so bindend sein , daß die Teil¬
nehmer daran gebunden wären . Ich meine , daß man dies
nicht wünschen kann . Nach den Bestimmungen des Gesetz¬
entwurfs würde Las nicht der Fall sein , weil die Commission
bei dem Widerspruch Dritter über die Streitigkeiten der Theil-

nehmer , namentlich über die Brauchbarkeit der Vermessung
(Art . 39 tz. 1) , zu entscheiden hat.

Geht man aber von der Voraussetzung aus , daß die

Theilnehmer ungeachtet der aufgedeckten Mängel an ihrem
Vergleiche sesthalten wollten und daß auch die betheiligten
Dritten , die Pfandgläubiger rc. , dabei nichts zu erinnern
fänden , so kann man noh ! anuehmen , daß die Commission
kein Bedenken finden würde , die Verkoppelungsurkunde auf
Grund des Vergleichs zu vollziehen , oder wenn dies dennoch
der Fall sein sollte , daß die Oberbehörde auf erhobene Be¬

schwerde den Vergleich aufrecht erhalten und die Vollziehung
der Urkunde verfügen würde . Denn ich erlaube mir , darauf
hinzuweisen , daß bei manchen wichtigen Fragen der Com¬
mission keine Entscheidung zusteht , sobald die Theilnehmer
sich vereinigt haben , z. B . Art . 16 tz. 3 , Art . 17 tz. 1.

Demnach kann ich Ihnen , meine Herren ! die Annahme
des Antrags Nr . 1 nicht empfehlen , dagegen aber die An¬
nahme des Antrags Nr . 3.

Abg . Selckmann : Der Art . 1 sowohl , wie manche
andere Art . drö Gesetzentwurfs , erregen in Beziehung auf
die Fassung mehrfache Bedenken . Ich kann z. B . nur sofort
im Art . 1 tz. 1 auf den Begriff der Verkoppelung aufmerksam
machen ; danach soll Verkoppelung die Zusammenlegung der
in einer zusammenhängenden Fläche belogenen , verschiedenen
Eigenthümern gehörigen Grundstücke sein . Daß dieser Be¬
griff ei » unvollständiger und ungenügender sei , crgicbl sich
aber schon daraus , daß vor und nach geschehener Verkoppe¬
lung noch die verschiedenen Eigenthümern gehörigen Grund¬
stücke in einer zusammenhängenden Fläche liegen . Das eigent¬
liche Wesen der Verkoppelung liegt darin , daß die getrennt
liegenden verschiedenen Grundstücke derselben Eigenihümer zu-
sammengelegt werden , das ist aber nicht im Art . 1 gesagt.
Ich mache Sie auch darauf aufmerksam , daß eS in der dritten
Zeile heißt : „ künftig nach den Bestimmungen des Gesetzes . "
Diese Fassung scheint mehr das Stadium des Entwurfs im
Auge gehabt zu haben , man muß aber bei einem Gesetze den
Zeitpunkt der Publication desselben im Auge haben , und muß
dann offenbar das „ künftig " gestrichen werden . Eben so
werden im Art . 2 mehrfache Redactious - Aeuderungen vor-
zunehmen sein . Ich glaube aber ebensowohl von einem An¬
träge auf Aenderung der Begriffsbestimmung als auch von
Anträgem auf Redaclions -Aenderungen in dem gegenwärtigen
Stadium der Berathung absehen zu sollen , da eS sich hier
mehr um den materiellen Inhalt des Gesetzes handelt , und
wenn man alle erforderlichen Redactions - Aeuderungen in
dem Gesetzentwürfe burchnehmen wollte , dies offenbar zu viel
Zeit wegnehmen würde . Ich glaube , daß dies besser dem
Ausschüsse überlassen wird , und sehe unter der Voraussetzung,
baß diese Mängel der Redaction bei der zweiten Lesung werden
beseitigt werden können , von speciellen Anträgen ab . Ich
habe indessen in Beziehung auf den materiellen Inhalt des
Art . 1 zwei Anträge zu stellen , die ich mir erlaube , Ihnen
zur Annahme zu empfehlen:

s ) im Art . 1 tz. 1 werde anstatt ,/Bctheiligten " gesetzt:
„Eigenthümer . "

In der zweiten Zeile des Art . 1 tz. 1 wird von Eigen-
thümern gesprochen ; offenbar ist das ganz verschieden von
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Beteiligten . Bethkiligt bei der Verkoppelung sind nicht bloß
die Eigenthümer, es sind dies auch eine Menge Dritier, wie
z. B. Servitutenberechtigte und Pfandgläubiger, es würde
also hier bestimmt sein, daß bei diesen Flächen unter 10 Juck
nicht bloß eine freie Vereinigung der Besitzer, sondern auch
eine Einwilligung der andern Bclheiligtcn erforderlich sei.
Dies kann ich aber nicht für zulässig halten, auch glaube ich
nicht, daß der Ausschuß dies beabsichtigt hat. Um dies Be¬
denken zu beseitigen, wirb cs heißen müssen statt „der Be-
theiligten" „der Eigenthümer." Ein zweiter Antrag, Len
materiellen Inhalt des Gesetzes betreffend, lautet:

ü) anstatt deS §. 3 des Art. 1 des Entwurfs und des
dazu von der Mehrheit des Ausschusses vorgeschla¬
genen tz. 1 werde gesetzt:

tz. 3. Der Austausch von Grundstücken in Folge
freiwilliger Uebereinkunsl bleibt auch ohne Anwen¬
dung der Bestimmungen dieses Gesetzes nach den
privakrechllichen und den sonst dafür geltenden Be¬
stimmungen zulässig.

Ich kann den tz. 3 in seiner ursprünglichen Bestimmung
eben so wenig für richtig halten, wie ich den von der Ma¬
jorität des Ausschusses vorgeschlagcnen tz. 4 zur Annahme
geeignet halte. Zn letzterer Beziehung kann ich nur an daS
erinnern, waS von dem Herrn Reg.- Comm. bereits ausein-
andergesetzt worden ist; auch ich glaube, daß Verkoppelungen
ohne Anwendung der Bestimmungen'des Gesetzes nicht aus¬
führbar sind und mache Sie darauf aufmerksam, baß eigent¬
liche Verkoppelungen nur unter Anwendung des Gesetzes im
Wege freiwilliger Vereinbarung cintreken können. Ich glaube
aber auch, daß der tz. 4 überflüssig ist, wenn man den tz. 3
nach seiner richtigen Bedeutung auffaßl. Wenn ich nämlich
die Majorität des Ausschusses richtig verstanden habe, so will
sie weiter Nichts, als die Bestimmung deS tz. L, daß stetS
eine Zusammenlegung der verschiedenen Eigenthümern gehö¬
rigen Grundstücke nach den Vorschriften des Gesetzes geschehen
soll, ausschließcn. Diese Auslegung läßt aber auch der §. 3
zu, indem er sagt: „der Austausch einzelner Grundstücke bleibt
zulässig.« Daß man aber den Austausch nur auf einzelne
Grundstücke zuläßt, daS halte ich für zu beschränkt. Wenn
sich verschiedene Besitzer zum Austausche ihrer Grundstücke
vereinigen, so kommt es nicht daraus an, ob es einzelne
Grundstücke sind oder mehre, es kommt nur darauf an , daß
die Eigenthümer sich über den Austausch ihrer Grundstücke
einigen und daß diese Einigung nach den bestehenden privat-
rechtlichen und den sonstigen Gesetzen auch zulässig ist. Wenn
man den tz. 3 in diesem Sinne ausfaßt, so wird daö Bedenken
beseitigt und in so fern der tz. 4 überflüssig. Wenn Sie also
meinen Antrag annehmcn, so glaube ich, baß die Majorität
alles, was sic durch den §. 4 erreichen will, vollständig er¬
reicht, sie vermeidet damit aber auch diejenigen Bedenken, die
von dem Herrn Reg. - Comm. milgetheilt sind und die sich
hauptsächlich darauf begründen, daß der tz. 4 eine förmliche
Verkoppelung will, eine solche aber nur nach den Vorschriften
des Gesetzes ausführbar sei. Soll die Zusammenlegung in

Folge freiwilliger Vereinigung statlsinden, dann ist eS ein
Austausch, und durch diesen Austausch werben Sic auch voll¬
ständig das erreichen können, was die Majorität durch den
tz. 4 zu erreichen wünscht.

Die Anträge deS Abg. Selckmann  sind hinreichend
unterstützt.

Abg. Rüder : Meine Herren, ich habe ebenfalls einen
Antrag zum Art. 1. zu stellen. Ich bin mit dem Abg. Selck¬
mann  darin einverstanden, daß die RedaktionSänderungen
dem Ausschuß für die zweite Lesung überlassen werben, ich
sehe daher auch von solchen vollständig ab, habe aber den Ar¬
tikel doch einer neuen Redaktion unterzogen, weil ich den ma¬
teriellen Inhalt desselben geändert wünsche und ich nicht dar¬
auf verzichten will, bei dieser Gelegenheit auch meine Re¬
daktion als besser zu bezeichnen.

Mein Antrag geht auf folgende Fassung deS Artikels:
ß. 1. Die Zusammenlegung von Grundstücken

verschiedener Eigenthümer und neue Verlheilung der¬
selben unter dieselben Eigenthümer, oder die Ver¬
koppelung derselben(welche Ausdrücke in diesem Ge¬
setze als gleichbedeutend genommen werden) , erfolgt
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes entweder

a) nach vorheriger freier Vereinbarung der Eigen-
thümer, ohne Rücksicht auf die Größe und Be-
legenheit der zu verkoppelnden Grru dstücke, oder

d) wenn die zusammen zu legenden Grundstücke
zusammen mindestens 10 Zück kultivirten, Lan¬
des groß sind und in einer zusammenhängen¬
den Fläche liegen, selbst gegen den Widerspruch
eines Theils der Eigenthümer.

tz. 2. Mehrere nicht zusammenhängende Flächen
(tz. 1. b.) können als Eine Ve-koppelungsmasse be¬
handelt werden, wenn die Eigenthümer der Grund¬
stücke einer jeden derselben die Verkoppelung dieser,
und die Verbindung beider Flächen zu einer Masse,
auf die im Art. 2. tz. 1. gedachte Weise beschließen.

tz. 3. Ein Austausch oder eine Zusammenlegung
von Grundstücken mehrerer Eigenthümer in Folge
freiwilliger Uebereinkunsl ist nach wie vor zulässig,
ohne daß die Bestimmungendieses Gesetzes ange¬
wendet werden.

Sie sehen, meine Herren, dieser Antrag stellt sich gegen¬
über  dem Entwürfe, und stellt sich neben  den Antrag,
den die Majorität als Nr. 4. gebracht hat; er geht auch im
tz. 3. im Wesentlichen auf dasselbe hinaus, wovon der Abg.
Selckmann  ausgeht , er unterscheidet sich aber von dem
Anträge des Abg. Selckmann,  insofern er die Worte „nach
den privakrechllichen und den sonstigen dafür geltenden Be¬
stimmungen" nicht ausgenommen hat, indem diese meines Er-
achtenS überflüssig sind; im Uebrigen unterscheidet sich mein
Antrag vom Entwürfe in folgenden Dingen: Der Entwurf
will, wie schon der Abg. Selckmann  gesagt hat, daß eine
Zusammenlegung den Begriff der Verkoppelung bilde, wäh¬
rend die Zusammenlegung nur den einen Theil bildet, und
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der zweite Theil die Verlheilung der zusammengelegten Ver-
koppelungSmasse unter die Besitzer ist . Wenn man einmal
eine Definition an die Spitze deS Gesetzes stellt , muß man

' meines Erachtens diesen zweiten Theil mit in dieselbe auf-
nehmcn . Dann scheint es im Entwürfe ausgcdrückl zu sein,
daß es nothwendig ist , eine Fläche zu bilden ; das halte ich
nach dem Begriffe der Verkoppelung , wie ich ihn mir bisher
nur habe denken können , nicht für nothwendig ; ich glaube
doch , daß Grundstücke , welche nicht in Eine Flache zusam-
mengclegt werden können , doch verkoppelt werden können.
So wenn mehrere Hauslcute verkoppeln wollen , deren jeder

Kvn der Hauptmasse entfernt liegende Wiesen besitzt . Denken
Sie sich den Fall , die Gebäude eines Stellenbesitzers sind
baufällig , er ist geneigt , aus dem Dorfe hinauszubaucn , er
verständigt sich mit seinen Nachbarn , baß , aber nicht auch
nach welchem Plane , verkoppelt werden soll . Soll da die
Anwendung deS Gesetzes ausgeschlossen sein , weil der dritte
oder vierte Hausmann nicht will , dessen Wiese in der beson¬
deren Wiesenflache die größte ist?

Abg . Dargmann : Ich bin nicht für das Gesetz in
der Weise , wie es vorgcschlagen ist , ich habe daS hier nicht

zu erörtern , da ein Antrag auf Ablehnung nicht vorliegt und
ich einen solchen zu stellen nicht zweckmäßig hielt , indem ich
damit nicht durchzukommen sah . Wenn aber das Gesetz ein¬

mal gegeben werden soll , so scheint mir die nützlichste An-
Wendung desselben fast ausgeschlossen , wenn zur Verkoppelung
eine Fläche von 10 Jück erforderlich sein soll . Auf den Gc-
sten giebt es sogen . Gast - und Eschländereien , wo die Acckcr
der verschiedenen Eigenthümer zerstreut durcheinander liegen,

- wo also grade die Verkoppelung von großem Nutzen sein
würde , namentlich wegen der lästigen Ueberwegungen und der
verkommenden Grenzstreitigkeiten . Diese Ländereien werden
aber nicht immer 10 Zück und darüber groß sein . Ich stelle
daher den Antrag:

der Landtag wolle beschließen , im Art . t . tz. 1. zu
setzen statt 10 Zück — 5 Zück.

Der Antrag hat hinreichende Unterstützung gefunden.
Berichterst . Abg . Strackerjan I . : Zch habe , meine

Herren , nicht den Antrag Nr . 1., der von der Mehrheit ge¬
stellt ist , zu vertheidigcn . Zch wollte nur bemerken , daß , wenn
der Entwurf , wie zwei der Herren Vorredner gesagt haben , an
verschiedenen Revactionsmängeln leidet , dies auch dem Ausschuß

nicht entgangen ist . Wir haben aber geglaubt , davon ab-
sehen zu müssen , Aenderungen vorzuschlagen , weil unser Ge¬
setzentwurf dem Hannoverschen Gesetz fast wörtlich entnommen
ist und bei der Neuheit der Sache es für unS am zweckmäßig¬
sten zu sein schien , so viel als möglich uns dieser Gesetzgebung
anzuschließen . Was nun die vorgeschlagenen Verbesserunqs-
antrage betrifft , so kann ich Namens des Ausschusses darüber
mich nicht äußern , weil sie unS nicht Vorgelegen haben und
der Ausschuß kein - Rücksprache genommen hat . Ich muß

gestehen , ich halte sie für wirkliche Vcrbefserungsanträge und
namentlich den ersten Antrag des Abg . Selckmann,  daß
Nämlich statt „ Bctheiligter " „ Eigenthümer " gesetzt werden soll.

Zm klebrigen halte ich meinerseits den Antrag deS Abg.
Rüder  für den besseren.

Es erfolgt zuerst die Abstimmung über den Antrag des
Abg . Bargmann,  welcher abgclehnt  wird . Hierauf wird
zur Abstimmung über den Antrag des Abg . Rüder  über
tz. 1 und 2 . zum Art . 1 ß . 1 und 2 . geschritten . Dieser
Antrag wird angenommen  und ist somit tz. 1. deS An¬
trags des Abg . Selckmann  erledigt.

Der Abg . Rüder  zieht den tz. 3 . seines Antrags zum
Art . 1 § . 3 . als wesentlich übereinstimmend mit dem § . 3.
des Antrags des Abg . Selckmann  zurück und wird hier¬
auf der §. 3 . des Antrags des Abg . Selckmann ange¬
nommen,  somit der Antrag Nr . 1. des Ausschusses erledigt.

Der Vicepräsident bringt hierauf den Ausschußanlrag
Nr . 2 . mit Rücksicht auf die angenommenen Anträge zur Ab¬
stimmung , es wird derselbe angenommen  und es ist damit
der Ausschußantrag Nr . 3 . erledigt.

Der Berichterstatter verlieft hierauf den Bericht zu Art . 2.
und die Ausschußanträge Nr . 1 bis 9.

Abg . Selckmann : In dem Art . 2 . habe ich nicht un¬

erhebliche Einwendungen gegen die Fassung des Entwurfs zu
machen , so sind z. B . gleich im tz. 1 . im ersten Satze drei
wichtige disposiilve Bestimmungen zusammengeschachtclt in
einem Satze enthalten . Es wird schwerlich ein richtigcs Ver¬
fahren bri einem solchen Gesetzentwürfe sein , dergleichen wich¬
tige Bestimmungen auf ein Mal und in einem Satze einzu¬
führen ; so viel ich weiß , hält man eS für richtig , jede solche
Bestimmung auch in einem besonderen Satze zu treffen . ES
ist ferner nicht gesagt , wer entscheiden soll , ob ein Zweifel da
ist oder nicht , ich glaube , det Gesetzentwurf will nur sagen,
wenn „ Streit darüber entsteht " , sollen Sachverständige ent¬
scheiden . Es kommt nicht auf den Zweifel an , sondern darauf,
ob die Betheiligirn sich streiten . Ebenso tritt uns am Ende deS
tz. 2 . eine Commission entgegen . Was für eine Commission?
Jeder fragt sofort , aus welchen Mitgliedern die Commission
besteht ? Erst im spätern Verlaufe des Gesetzentwurfs ver¬
nehmen wir unter Abschnitt II . , von den Behörden , daß in
erster Instanz eine Commission die Geschäfte der Verkoppe¬
lung übernehmen soll . Es würde doch wohl gut sein , baß
dieS hier im Art . 2 . gesagt würde , wenigstens daß man in
Klammern den , Art . 6 . angäbe . Zch will nicht einen Antrag
darauf stellen , ich glaube aber , daß bei der Redaktion für die
zweite Lesung darauf wird Rücksicht genommen werden müssen.
Indessen im Anfänge des tz. 2 . ist eine Bestimmung beliebt
worden , welche ich nicht für richtig halten kann , und in die¬
ser Beziehung möchte ich mir erlauben , einen Antrag zu
stellen:

Zm Art . 2 tz. 2 . werde anstatt:
„die gesammten Miteigenthümer eines Grundstücks,
beziehentlich die gesammten Inhaber einer Berechti¬
gung " gesetzt : „ die Miteigenthümer eines Grund¬
stücks oder einer Berechtigung ".

Der Antrag des Abg . Selckmann  wird hinreichend
unterstützt.
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Reg . - Eomm . Hofmeister : Meine Herren , zu dem

Anträge Nr . 4 . möchte ich zunächst bemerken , daß die Mino¬

rität diesen Antrag vorzugsweise auf den Grund ( S . 5 . des

Berichts ) gestützt hat , daß wenn bloß nach dem Flächenin¬

halte abgestimmt werbe , einige wenige große oder gar ein
Grundbesitzer die mit eurem kleinen Grundbesitze Bctkeiligten

zur Verkoppelung zwingen könnte , ungeachtet dieselben nur

einen geringen , oft gar keinen Nutzen , manchmal gar Scha¬
den hätten . — Ich erlaube mir in Beziehung auf diesen An¬

trag , daß nämlich nicht bloß nach dem Flächeninhalte , sondern

auch nach der Zahl der Personen abgestimmt werden soll,

aus einer kleinen Schrift des Professor Hanßen : " »über die

neuesten Agrargesetze des Königreichs Hannover " S . 13 u . 14,

Folgendes hcrvorzuhcben , welches grade gegen jene Begrün¬

dung spricht : „ Allerdings ist es denkbar , daß bei bloS sach¬

licher Abstimmung ein einziger großer Grundbesitzer alle

FeldmarkSgcnossen zur Verkoppelung zwingen kann . Allein er
kann dies doch nicht in Folge eines persönlichen Vorrechts,

sondern in Folge eines bedeutenden Grundbesitzes , der ihm

das Recht zu einer entsprechenden Vertretung der landwirth-

schaftlichen Interessen bei dieser Cullurfrage giebk ; er zwingt
die Anderen nicht bloß in seinem Interesse , sondern auch im

eigenen Interesse und im Interesse des allgemeinen National¬

wohlstandes . Glaubt man solchen gesetzlichen Zwang nicht

rechtfertigen zu können , so muß man konsequenter Weise jeden

BerkoppelungSzwang verwerfen und die ganze Operation von
dem einstimmigen Beschluß sämmtticher Grundbesitzer einer

Feldmark abhängig machen . Denn der Zwang gegen die

Widerstrebenden bleibt derselbe , ob z. B . die 200 Morgen,
welche die Prorocation bewirken , in einer Hand concenirirt

sind , oder 20 , 30 oder 40 Besitzern gehören und diese zu¬

sammen statt des Einen , wenn persönliche Abstimmung neben

der sachlichen gilt , durch ihre Zahl  den ÄuSschlag für die

Verkoppelung geben . " Sodann erlaube ich mir , zu dem An¬

träge 6 . Einiges hervorzukeben , woselbst davon die Rede , ob

zwei Landstellen sollen verkoppelt werben können und ob dabei

der Antrag eines Einzelnen genüge oder nicht . Hierbei kann nur

die Frage sein , will man die Verkoppelung zweier Landstellen
beschränken oder will inan sie begünstigen ; denn will man

weder das Eine noch das 'Andere , so würde die ganze Be¬
stimmung des tz. 4 . übeiflüssig sein , weil dann nalürlich nur

der größere Grundbesitzer den kleineren zwingen könnte . Der

Gesetzentwurf geht nun von der Voraussetzung aus , daß es

zweckmäßig sei , die Verkoppelung zweier Landstellen zu be¬

günstigen , indem mehrfach , auch von der landwirthschasilichcn

Gesellschaft , hervorgehobcn worden ist , daß cS im Hcrzog-

thume , namentlich in den Minsterschen Landeslheilcn , häufig

zwei Stellen gebe , deren Grundstücke so durcheinander lägen,

daß eine Verkoppelung dieser zu begünstigen sei, in der Weise,

daß auch selbst der Besitzer der größeren Stelle gezwungen

werden müsse . Der Antrag , wie er hier unter Nr . 6 gestillt

ist, thut gerade das Gegcnlheil , er erschwert die Verkoppelung

zweier Lanvstellen , indem er eine Vereinigung fordert . Der
verehrliche Landtag wolle die für die Bestimmung des Ent¬

wurfs sprechenden Gründe erwägen und wenn dennoch dieser

Antrag angenommen werden sollte , dann würde vielleicht von
Seiten der Staakßrcgierung kein Bedenken erhoben werden,

indem sic nur das Zweckmäßige wünscht.
Der Antrag 8 , welchen die Majorität deS Ausschusses

dahin vorgeschlagen hat:
Grundstücke , welche aus Kleiboden bestehen , können

nur mit Zustimmung ihres Eigcnthümers zur Ver¬

koppelung gezogen werden,
scheint mir doch nur auS einer übertriebenen Aengstlichkeit

hervorgegangen zu sein . Schon im Berichte ist hervorgehoben
worden , daß die Verhältnisse in den Ieverschen Marschen die

Anwendbarkeit des Gesetzes zweckmäßig erscheinen lassen . In
den Marschdistricten , in welchen die Verhältnisse nickt dafür

sprechen , in denen theilS die Verkoppelungen nicht nöthig,
theilS unthunlich sind , wird von drr Anwendbarkeit des Ge¬

setzes schwerlich Gebrauch gemacht werden , und käme einmal

ein solcher Beschluß zu Stande , so würden doch die Wider¬

sprechenden Len Beweis der landwirthschafllichen Nützlichkeit

fordern können , und wäre dieser geführt , so würde ja auch

gegen diese Verkoppelung in der Marsch nichts zu erinnern
sein können.

Abg . Ahlhorn : Meine Herren , ich muß Ihnen doch
den Ausschußantrag Nr . 4 . empfehlen , wonach der Beschluß
der Verkoppelung nicht allein vom Flächeninhalt , sondern

auch mit von der Kopfzahl abhängig ist . ES scheint mir roch
sehr hart zu sein , wenn , wie doch leicht der Fall sein kann,

viele kleine Grundbesitzer von einem größeren gezwungen wer¬
den können . Dies ganz « Gesetz ist nach unserm Staats-

grundgesetze eigentlich nicht zulässig , da heißt es , das Eigcn-

thum ist unverletzlich , wohl aber kann cS nach vorausgegan¬
gener gerechter Entschädigung zum allgemeinen Besten dem

Eigenthümer entzogen werden , nun meine ich , so einen Ein¬

griff in ' s Eigenlhum muß man nicht noch mehr erleichtern,
sondern erschweren , darum muß ich Sie noch darauf aufmerk¬

sam machen , daß Fälle Vorkommen können , wo cs dem kleinen

Manne nachlheilig sein kann , wenn er zur Verkoppelung ge¬
zwungen wird . Man hat sich vielfach auf Hannover beru¬

fen , dort soll allerdings die Verkoppelung von gutem Erfolge

gewesen sein , allein warum sollen wie hier anfangen , wo

Hannover jetzt ist, warum können wir auch nicht anfangen,
wo Hannover angesangen hat , in Hannover hat man auch
das Gesetz geändert und daS können wir ja auch khun . Sind

erst einmal Jrrthümcr und Ungerechtigkeiten vorgekommen,
so ist das nicht mehr zu ändern , die Leute sind einmal im

Nachtheil . Der Herr Reg .- Commissair hat sich für die Be¬

stimmung des Entwurfs , wornach bloß der Flächeninhalt

entscheiden soll , auf eine landwirthschastliche Autorität , Hanßen,
berufen , auch der landwirthschastliche Verein soll sich dafür

ausgesprochen haben ; meine Herren , das sind Theorien , die
Landwirlhschasl aber beruht hauptsächlich auf Praxis , Theorie

ist Nebensache , auf solche landwirlhschaflliche Autoritäten gebe

ich gar nichts , auch unsere landwirthschasilichcn Vereine be¬

stehen zum Theii aus solchcn Lcuten , die nichts von der
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Landwirthschaft verstehen und doch über Alles sich ein Urthei!
anmaßen , deshalb gebe ich auf die landwirthschasilichen Ver¬
eine auch nichts und bitte sie nochmals dringend , für den
Antrag Nr . 4 . zu stimmen . Meine . Herren , dieser Artikel ist
der wichtigste des ganzen Verkoppclungsgesetzes , und gehr
dieser Antrag Nr . 4 . nicht durch , sondern der Entwurf wird
angenommen , so sehe ich mich gezwungen , gegen das ganze
Gesetz zu stimmen.

Abg . Rüder : Ich muß den Landtag abermals mit einem
etwas umfassenden Anträge behelligen . Es hat der Arlikel 2.
verschiedene Gegenstände in sich zusammen gefaßt , die meines
Erachtens nicht wohl in einen  Artikel gefaßt werden kön¬
nen . Es enthält namentlich der tz. 2 . Bestimmungen über
die Stimmführung und in tz. 4 . die Bestimmung , wie bei
der Verkoppelung zweier Stellen verfahren werden soll . Ich
habe meinen Antrag in zwei Artikel getrennt und bin davon
ausgegangen , daß h. 1 ., 3 . und 4 . ihrem wesentlichen Inhalt
nach zusammengchören und einen Arlikel bilden können , daß
der tz. 5 . im Grunde zu den Schlußbestimmungen gehöre und
hier nur zufällig Platz gefunden habe . Ich umfasse also tz. 5.
nicht mit in meinen Antrag und überlasse es dem Landtage,

den tz. 5 . meinem Anträge einzureihen oder ihn dahin zu ver¬
weisen , wohin er meines Erachtens gehört . Ich setze also
diesen 3 Paragraphen folgenden Gegenantrag entgegen:

(statt des Art . 2 . tz. 1 .) :
tz. 1 . Eine Verkoppelung kann gegen den Wider¬

spruch eines TheilS der Eigenthümer nur beschlossen'
werden , wenn die Eigenthümer deS größeren Theils
der in einer Verkoppeiungsmasse bclcgcnen Grund¬
stücke für dieselbe stimmen . Bei dieser Ermittelung
des Uebergewichts werden immer fünf Jück unkul-
tivirten Landes Einem Jück kullivirten Landes gleich¬

geachtet und ist die in den Registern der Landesver¬
messung angegebene Größe maßgebend.

Entsteht Streit darüber , ob und wie weit Grund¬
stücke als kultivirt anzunehmen seien , so wird die
Frage von einem oder mehreren Sachverständigen
entschieden , welche das Amt ernennt.

(statt des Art . 2 . tz. 3 .) :
tz. 2 . Den Eigenthümern werden , in Bezug auf

die Bestimmungen dieses Gesetze ?, die Inhaber erb¬
licher Nutzungsrechte , welche nicht bloße Servi¬
tuten sind , gleichgeachtet.

(statt des Art . 2 . tz. 4 .) :
tz. 3 . Die Verkoppelung von Grundstücken , dw

nur zu zwei Stellen ( Erbstellen , Landgüter , Bauen rc.)
gehören , kann gegen den Widerspruch des Eigen-
thümers der einen Statt finden , wenn die zu ver¬
koppelnden Grundstücke des Antragstellers größer,
wobei die Bestimmung des tz. t . mit in Betracht zu
ziehen ist , und von annähernd gleicher Beschaffen¬
heit sind , als die zur Verkoppeiungsmasse zu ziehen¬
den Grundstücke des widersprechenden Theils . Ob

letztere Bedingung vorhanden ist , wird ein Vorver¬
fahren (Art . 34 .) entscheiden.

Auf den tz. 2 . lege ich einen ganz besondern Werth , er
ist bestimmt , diejenigen Angehörigkeiten zu vermeiden , welche
der Abg . Selckmann  hervorgehoben hat ; doch kann ich mich
dem Anträge dieses Abgeordneten nicht anschließcn , indem er
Miteigenthümer einer Berechtigung  annimm !. Außerdem
enthalt mein tz. 2 . einen Zusatz : „ welche nicht bloße Servi¬
tuten sind " . Dieser Zusatz ist wesentlich , er fehlt dem Ent¬
würfe , dieser nimmt an , Nutzungsrechte können den Inhaber
derselben berechtigen , dem Eigenthümer des Grundstücks gleich-
geachket zu werden . Nehmen wir an , was in der Wirklich¬
keit vorkommt . Es giebt Stellen , wo der erste Schnitt auf
einzelnen Parzellen , oder vielleicht auch der zweite Schnitt,
wenn ein solcher möglich ist , bei einer benachbarten Stelle
ist , so ist dies ein bedeutendes Servitut , und dieS muß aus¬

geschlossen sein , eine solche Berechtigung kann unmöglich dem
Eigcnthume gleichgcachtet werden . Im Uebrigen habe ich tz. 1.
wesentlich , im Materiellen verändert . Ich habe ausdrücklich

gesagt , daß die den Antrag stellenden Eigenthümer den größ¬
ten Theil der Verkoppelungsmasse nach der Landesvermessung
besitzen müßten . Ich halte diese Bestimmung für wesentlich,
weil damit die Streitigkeiten über bas Maaß ausgeschlossen
werden , die bei diesem ersten Beschlüsse unvermeidlich sind,
wenn die Richtigkeit des Katasters angczwcifelt werden darf.
Wenn sich etwa eine kleine Unrichtigkeit eingeschlichen hätte,
so soll diese nicht mit berücksichtigt werden . Mein tz. 3 . will
die Möglichkeit lassen , allein sie doch etwas erschweren , die
Verkoppelung nur zweier Landstellen zu Stande zu bringen.
Diese kann gegen den Widerspruch stattsinden , wenn die
Stelle des einen größer ist als die des andern . Mein An¬
trag ist also zwischen den Antrag Nr . 6 . zu tz. und den
Entwurf gestellt , und insofern abweichend von dem Entwurf,
welcher nicht vorschreiben will , daß die eine Stelle größer
sein müsse.

Diese Anträge des Abg . Rüder  sind hinreichend unter¬
stützt.

Abg . Rüder : Ich muß den tz. 2 . noch einer besonderen
Betrachtung unterziehen . Ich halte dafür , daß diesem Pa¬

ragraphen eine andere Stellung und eine Fassung gegeben
werde , die der nachstehende Antrag ausdrückt:

Statt des tz. 2 . des Art . 2 . beschließe der Landtag
.folgenden Artikel:

tz. 1 . Miteigenthümer ( Art . 2 . tz. 1. und 2 .)
einer geschlossenen Stelle oder eines einzelnen Grund¬
stücks gelten im Verfahren über Verkoppelung bei
allen Beschlußfassungen nur für eine Person.

tz. 2 . Vereinigen sie sich nicht über die Füh¬
rung ihrer Stimme , so überwiegt der Einfluß
derer , die den größeren intellcctucllen Antheil be¬
sitzen , sowohl bei dem Verkoppelungsbeschlusse , als
bei der Wahl des ihre Stimme führenden Bevoll¬
mächtigten.
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Ist die Beteiligung streitig , so wird angenom -l
men , daß die Anteile einander gleich seien.

Bei ( rc. wie Z. 2 . Abs . 3 . ) — Commission
(Art . 6 .)

Wenn ich zu diesem Anträge noch kurz etwas bemerken
soll , so ist das Wesen der Abweichung desselben , daß , wenn
eine Vereinigung zu einem Gesammtbeschlusse , wie es hier genannt
wirb , stattsinden soll , damit doch wohl nur hat auögcdrückt werden
sollen , daß Miteigentümer , die nur , wie cs im Wesen des

Miteigenthums liegt , zu ideellen Anteilen besitzen , nach der Größe
dieser Anteile bestimmend einwirken , insofern sie sich nicht

vollständig einigen können . Daß dann also ^ mehr gellen

als 3/, , auch wenn ersiere nur Einem und letztere Dreien ge¬
hören , daS ist , was ich auSdrücken will und was der Ent¬
wurf auch wohl beabsichtigt hat ; denn von einer Majorität

der Stimmen  kann vernünftiger Weise keine Rede sein,
sondern nur von größeren intellektuellen Antheilcn . Ob der
Ausdruck //intellektueller Antheil " auch in den Entwurf gesetzt
werden soll , ein entsprechender deutscher Ausdruck ist mir

nicht gegenwärtig , das kann der Redaktion überlassen werden.
Auch dieser Antrag ist hinreichend unterstützt.

Reg .-Comm . Hofmeister : Ich möchte nur zunächst ge¬

gen die Ausführungen dcS Herrn Abg . Ahlhorn,  daß dieses

Gesetz gegenüber den Bestimmungen des Staatsgrundgesetzcs
sich kaum rechtfertigen ließe , weil Zwangsabtretungen nur im

öffentlichen Interesse statthaft sind , hervorheben , daß bei dem

gegenwärtigen Gesetze ebenfalls daS allgemeine Wohl die

Haupirücksicht gewesen ist . Es soll durch len Zwang durch¬
aus nicht der Einzelne begünstigt , sondern das allgemeine
Interesse gefördert werden . Was nun den Antrag des Abg.
Rüder  anbelangk , so habe ich dagegen das Bedenken hervvr-
zuhebcn , daß meines Erachtens der vorgeschlagene §. 3 ganz
überflüssig ist , denn wenn der größere Grundbesitzer den klei¬

neren zwingen soll , so bedarf es überall keiner Bestimmung.
DaS Motiv des Herrn Abg . Rüder  scheint mir das gewe¬

sen zu sein , daß dadurch verhindert werden solle , wenn zwei
Stellen von verschiedener Beschaffenheit zu verkoppeln sind,
daß der Eine nicht lediglich die schlechteren Grundstücke des
Andern bekomme . Da aber jeder Theilnehmer das Recht

hat , die gleiche Bonität und Gattung seiner Grundstücke wie¬
der zu verlangen , so scheint mir tz. 3 in der vorgeschlagcnen

Fassung gmz überflüssig zu sein.
Abg . Ahlhorn : Ich möchte Ihnen doch de» Ausschuß-

Antrag Nr . 8 empfehlen , welcher sagt : Ländereien , welche aus
Kleiboden bestehen , sind von der Verkoppelung ausgeschlossen.
Dies scheint mir auch ganz recht zu sein , denn der Boden ist

dort so verschiede », daß schwerlich ein gutes Resultat heraus-
kommen wird . Ich will nur einmal z. B - annehmen , ich

habe eine beste Fcttweike , gleich daneben liegt aber ein un¬

reines ausgepflügtes Stück Land ; die Bonität kann dieselbe
sein , und doch hat des ersiere Stück Land , die Fettweide , fast

den doppelten Werlh . Solche Fälle können oft Vorkommen,
und der Eine oder Andere könnte dabei leicht in Nachlheil

kommen . Der Herr Regierungscommissair Hofmeister  sägt

auch , im Stad - und Butjadiugcrlande werden wohl keine
Verkoppelungen Vorkommen ; dies wird auch wohl bei unS
nickt der Fall sein ; aus Jeverland sind auch noch keine

Stimmen laut geworden , daß sie dort daS Gesetz wünschen
Sollten sie es wünschen , so können sie nachher darum peti-

tionircn , daß es auch aus Jevcrland ausgedehnt werde . So

eilig scheint es mir denn doch nicht zu sein , daß man dort
nicht noch ein paar Jahre warten könnte , und so kann
denn nachher , wenn petitionirt ist, das Gesetz auch auf Jever¬

land ausgedehnt werden . Ich , meine Herren , will io einen
Eingriff ins Eigenthum so viel als möglich erschweren , und

darum bitte ich Sie , stimmen Sie für den Ausschußantrag
Nr . 8 , baß Klciboden von der Verkoppelung ausgeschlossen
wird.

Abg , Bargrnann : Ich wollte mich auch für den An¬

trag Nr . 8 erklären . Wenn in der Jcverschen Marsch das
VerkoppelungSgesetz gewünscht wird , so erklärt sich daS wohl

durch das dort bestehende Zerstückelungsvcrbot , daS für die

dortigen Grundeigenthümer ein Hindcrniß ist , ihre Ländereien
zu arrondiren . Im Butjadingerlande besteht ein solches Hin¬
derniß nicht , die Grundeigenthümer wurden nicht gehindert,
ihre Besitzungen zu arrondiren , und benutzten jede vorkom-
mende Gelegenheit . Selbst bei Stammgütern , die sonst doch
nicht veräußert werden durften , erlaubte das Landrccht den

Umtausch einzelner Theile . Für da § Butjadingcrland liegt
also ein Bedürfniß zur Verkoppelung nicht vor . Der Herr
Regierungscommissair hat uns gesagt , wenn bas Gesetz dort

nicht nölhig sei, so werde es nicht zur Anwendung kommen.
Ich mache Sie aber darauf aufmerksam , daß nicht blos die

bessere Belcgenheil der Ländereien , sondern auch der bessere

Werlh eine Veranlassung zur Verkoppelung abgeben rann,

wenn diejenigen , die auf Verkoppelung ankragen , einen Ge¬
winn zu machen gedenken , daß also die bessere Bclcgenheit
nur den Vorwand abgübt . Es ist schon von dem Abg . Ahl¬

horn  auf die große Verschiedenheit der Ländereien hinge¬

wiesen worden , ich möchte noch auf eine andere Unzuträglich¬
en Hinweisen , die noch weil größer ist , als die von ihm

geschilderte . Wenn z. B . Jemand , der keinen eigenen Haus¬
stand hat , eine Fetlwcide gepachtet und seine Ochsen dafür

eingckauft hat , nun aber durch die Verkoppelung Pflugtand
bekommt , und wenn die Ungunst groß genug ist , vielleicht
Pfluglanv , bas güst gebaut werden muß : ich frage Sie , wie
es in einem solchen Falle werden soll ? Ich muß mich also

auch für den Antrag Nr . 8 aussprechen und es Andern über¬

lassen , einen Antrag einzubringen , der die Marschdistrictc , wo

das Gesetz nicht anwendbar ist , nach genau bestimmten Glän¬

zen ausschließt.
Abg . Molling : Ich muß mich entgegen meinen Freun¬

den , mit denen ich gewöhnlich zusammcngehe , in dieser Frage

des materiellen Interesses gegen den Antrag Nr . 8 erklären.
Wenn das VerkoppelungSgesetz überhaupt und allgemein be¬

trachtet , eine Wohlthat ist und sein soll , und ich für meine

Person gehe allerdings davon aus , weil ich bereits in andern
Ländern die segensreichen Wirkungen der Verkoppelungen ge-
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sehen habe , so sehe ich keinen Grund , diese Wohlthat auf ein¬
zelne LandeStheile zu beschränken , oder vielmehr einzelne
LandeStheile von dieser Wohlthat auszuschließen . Die Mino¬
rität sagt unS freilich , daß in der Marsch die Verkoppelung
nicht notdwendig sei, daß ihre Ausführung schwierig , vielleicht
Unmöglich sei. Die Minorität hat dagegen , indem sic bas
Gesetz auf einzelne Lanbesthcile beschränkt wissen will , zuge¬
standen , daß man ausnahmsweise in einem Theile , in der
jeverschen Marsch , die Verkoppelung wünsche . Ist dies wahr,
so kann sie doch nicht wollen , daß , weil ein Theil von glei¬
cher Bodenqualität der Verkoppelung nicht bedarf , andere
LandeStheile von gleicher Bodenqualilät davon ausgeschlossen
werden . Umgekehrt würbe dann daS Gesetz so zu fassen sein,
daß cs auf . die LandeStheile keine Anwendung erhielte , für
welche das Gesetz nicht brauchbar wäre . Ich würde mich
mit dem Anträge einverstanden erklären , wenn die Verkoppe¬
lung in den Marschen in der Ausführung unmöglich wäre,
oder wenn sie für diese LandeStheile mit überwiegenden Nach¬
theilen verbunden wäre . Das ist aber nicht behauptet , viel
weniger die Unmöglichkeit nachgewiesen worden . ES ist schon
darauf hingewiesen , daß Hannover jetzt auch daS Gesetz auf
die Marsch ausgedehnt hat , es ist auch zugestanden , daß in
einzelnen Theilen der Marsch die Verkoppelung wohllhätig
sein kann . Gegen Nachtheile sichern meines Erachtens die
Bestimmungen über die Ausführung des Gesetzes , welche ja
gerade darin , daß nicht von den Behörden die Verkoppelung
auSgeht , sondern daß die Betheiligten selbst über die Verkop¬
pelung den Beschluß fassen , und cs diesen überlassen , ob sie
die Verkoppelung für wünschenßwenh und vortheilhask halten.
Wenn der Abg . Ahlhorn  darauf hinweist , daß man in den¬
jenigen LandeStheilen der Marsch , in denen dies Gesetz ge¬
wünscht werde , warten könne , bis jene Gegenden selbst um
daS Gesetz petitioniren , so halte ich daS für einen großen
Zrrthum . DaS ist nicht die Aufgabe der Gesetzgebung . Hält
sic ein Gesetz von anerkannt segensreichen Folgen im Allge¬
meinen , so ist sie auch verpflichtet , es auch auf daS Ganze
auSzudchnen und nicht erst zu warten , bis einzelne Betheiligte
darum petitioniren . Das sind kurz die Gründe , welche mich
bewegen , gegen den Antrag zu stimmen.

Abg . Selckmann : Meine Herren ! Ich habe um daS
Wort gebeten , um mich ebenfalls gegen den Antrag 8 aus¬
zusprechen , namentlich auch gegen einige Gründe , welche von
rinigcn der Vorredner für diesen Antrag vorgebracht sind.
Den einen Punkt hat bereits der Herr Redner , der vor mir
gesprochen har , widerlegt , den nämlich , der von dem Abg.
Ahlhorn  hervorgehoben worden ist , das Gesetz solle nicht
aus Jeverland ausgedehnt werden , weil sie nicht darum pctl-
tionirt hätten . Ich muß gestehen , baß , wenn ein solches Ge¬
setz zur Berathung kommt und man einzelne Landeslheile
davon ausschließen wollte,  weil sie darum nicht pctitionirt
haben , ich dies Verfahren für ein höchst verkehrtes halten
müßte . ES ist von dem Abg . Bargmann  für den An¬
trag 8 geltend gemacht worden , es sei bedenklich , wenn Je¬
mand eine Feltweidc gepachtet , das Vieh avgekauft habe und

nun plötzlich in Folge der Verkoppelung anstatt der Weide
Ackerland annehmen müsse . Wenn der Herr Abg . Barg-
mann  den Inhalt deS Gesetzes näher betrachtet hätte , so
würde er sich überzeugt haben , daß dies eine Unmöglichkeit
ist . DaS Nerkoppelungsvcrsahren geht nicht so Lasch , baß
heule die Verkoppelung beantragt und morgen zur Aus¬
führung kommen wird ; es wird immer eine längere
Zeit darüber vergehen . Es kann also der Fall , daß Jeman¬
des Land , ohne daß er es zeitig vorher wüßte , in die Ver¬
koppelung gezogen werden könnte , um so weniger Vorkommen,
als es stets in der Hand der Commission sein und bleiben
muß , die besonderen Pachtverhältnisse zu berücksichtigen und erst
dann das Land auf den neuen Eigenthümer übergehen zu
lassen , wen » die Pachtverhältnisse es zulasten . Dieser Grund
ist also nicht haltbar , und da wir andere Gründe nicht ge¬
hör ! haben , so werbe ich gegen den Antrag Nr . 8 stimmen.

Abg . Böckel : Lenslicis nomini obtruckunlur ! oder zu
deutsch : Wobühaten werden Niemanden aufgezwungen ! Wenn
mein verehrter Freund , der sich in dieser Beziehung von mir
entfernt hat , meint , daß einzelnen Landesthcilen diese Wohl-
thak aufgebrungen werden müßte , ohne daß sie dieselbe wün¬
schen , so kann ich ihm darin nicht beistimmen . Es ist allge¬
mein bekannt , daß in der Marsch sich ein großer Widerwillen
gegen dieses Gesetz kund gegeben hat , und wenn auch in
Jevcrland Einige sein mögen , welche nicht gegen die Verkop¬
pelungen sind , so glaube ich doch nicht , daß man denen , die
cs nicht wollen , das Gesetz aufdringen kann und daß man
warten muß , bis sie den Wunsch aussprcchen . Das entspricht
auch dem Verfahren in Hannover , wo man auch zuerst die
Marschgegenden ausgeschlossen hat und später erst , nachdem
auch dorr eine günstige Stimmung für daS Gesetz hervorgeru-
sen worden ist, das Gesetz auf diese ausgedehnt hat . Daß
wir aber warten sollen , bis sie darum petitioniren , das hat
der Abg . Ahlhorn  nicht gesagt und das wird auch Niemand
cinfallen , das ist einfach eine Verdrehung . Wenn Sie für die
Gcestländereien , welche das Gesetz wünschen , dasselbe ma¬
chen wollen , so lhun Sie eS , aber schließen Sie die aus , die
ausgeschlossen sein wollen . Es ist schon darauf hingcwiesen,
daß man in Jeverland die Verkoppelung wollen möchte , weil
dort die Zerstückelung der Grundstücke nicht erlaubt ist . Wer¬
fen Sie dieses Hinderniß fort und geben Sie die Zerstücke¬
lung zu , dann wird man das Verkoppelungsgesetz vielleicht
auch nicht wollen . Ich werde nicht für den Antrag stimmen,
daß der große Grundbesitz zu entscheiden hat . Ich halte cs
für eine große Ungerechtigkeit , daß ein großer Grundbesitzer'
leicht die ganze Gemeinde zwingen kann , weil er einige
Grundstücke mehr besitzt . Das ganze Gesetz ist so schon ein
starker Eingriff in das Privatrecht.

Abg . Bargmannj Der Abg . Selckmann  hat gegen
mich angeführt , daß die Verkoppelung einen großen Zeitraum
wegnehmen würbe . Es ist mir nicht lieb zu hören , daß die
Sache so lange dauert und dadurch Eigenthum und Besitz in
der Schwebe erkalten wird . Wenn ferner gesagt ist, daß die
Commission Rücksicht nehmen würde auf Fälle , wo eine Ver-
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Pachtung staikgefundcn, so kann auch dies nicht beruhi¬
gen; der Art. 53 deS Gesetzentwurfs läßt vielmehr Alles be¬
fürchten.

Abg. Selckmann : Der Abgeordnete für Kniphausen
bat in Beziehung auf die Aeußerung des Abg. Ahlhorn
von Verdrehung gesprochen. Ich weiß nicht, ob er mich da¬
mit gemeint hat, da auch der Abg. Mölling  die Aeußerung
des Abg. Ahlhorn  bekämpft hat;  ich muß mir daher die
Erlgubniß nehmen, die Aeußerung des Abg. Ahlhorn  noch¬
mals zu wiederholen. Derselbe hat dafür, daß daS Jeverland
ausgeschlossen werden solle, angeführt, dasselbe habe nicht um
daS Berkvppelungsgesetz pctitionirt, und wenn cs nächstdem
darum petitionire, sü könne das Gesetz aus Jeverland ausge¬
dehnt werden; also der Behauptung des Abg. Bö ekel ent¬
gegen hat der Abg. Ahlhorn  ausdrücklich gerade die Aus¬
dehnung des Gesetzes auf Jeverland von einer Petition ab¬
hängig gemacht. Wenn ferner von dem Abg. Böckel für
den Antrag Nr. 8 geltend gemacht worden ist, daß eine
Wohllhat nicht aufgevrängt werden solle, und daß eS eine
bekannte Sache sei, daß in Den Marschgegenden ein großer
Widerwille gegen das Gesetz herrsche, so muß ich gestehen,
Laß mir von einem solchen allgemeinen Widerwillen Nichts
bekannt ist; Beweise wenigstens liegen darüber üicht vor und
die bloße Behauptung des Abg. Böckel möchte ich am we¬
nigsten für einen Beweis gelten lassen. Ich glaube, daß,
wenn wirklich für einen Theil der Marsch die Verkoppelung
nicht wünschenswert!) sein sollte, dann auch nicht darauf an¬
getragen und das Gesetz also dort nicht angewendct werden
wird. Da man aber nicht in Abrede stellen kann, daß eS für
eine» Theil der Marsch wirklich nützlich wirken kann, so scheint
mir der Antrag Nr. 8 doch wirklich wenig zur Annahme ge¬
eignet; denn eS muß doch angenommen werden, daß da, wo
die Anwendung des Gesetzes nicht zweckmäßig ist, auch die
Majorität eine Verkoppelung nicht beschließen wird, während
umgekehrt, wenn in andern Theilen der Marsch daß Gesetz
zweckmäßig zur Anwendung kommen könnte und die Majori¬
tät die Verkoppelung wünschte, dieselben davon ausgeschlossen
wären. DaS weiden Sie doch gewiß nicht wollen. Ich
glaube daher, daß man nicht berechtigt ist, einen Lanbestheil,
wo die Verkoppelung zweckmäßig Anwendung finden kann,
und die Majorität sie wünscht, an den Wohlthaten der Ver¬
koppelung nicht Theil nehmen zu lassen. ES ist ferner von
dem Abg. Barg mann  noch gesagt worden, daß es ihm
nicht lieb sei zu hören, daß eine Verkoppelung eine erhebliche
Zeit wegnehme. ES scheint mir aber bei der Prüfung dieses
Gesetzentwurfes nicht darauf anzukommen, was dem Abg.
Barg mann  lieb ist, und wenn es in der Natur der Sache
liegt, daß ein solches Geschäft nicht so rasch abgemacht wer¬
den kann, so muß man sich das gefallen lassen. Es sind bei
jeder Verkoppelung erhebliche Vorarbeiten nvlhwcndig, und
diese machen nicht nur noihwendig, sondern auch wünschens-
wcrth, daß man nicht voreilig zu Werke geht. So lange
als daS ganze Geschäft beendet ist, bleibt jeder Besitzer im
Besitz seiner bisherigen Grundstücke.

Berichte . XU. Landtag.

Reg. -Comm. Hofmeister : Meine Herren! Ich erlaube
mir, auf einen Jrrthum aufmerksam zu machen, der sich bei
den Aeußerungcn zweier der Herren Vorredner tingeschlichen
hat. ES ist nämlich gesagt, daß Hannoversche Gesetz habe
früher daS Marschland von den Verkoppelungen ausgelchlossen;
dies ist aber niemals der Fall gewesen, wenn auch, so viel
mir bekannt, Verkoppelungen in den Marschen dort nicht
vorgckommen sind. Dann ist zur Begründung des Antrags
Nr. 8 gesagt, es werde mit großen Unzuträglickkeiten in den
Marschen verbunden sein, wenn Jemand statt einer Fettweide
ein ausgepflügtes Stück Ackerland von derselben Bonität er¬
halte. Dies möchte aber schon nach den Bestimmungen im
Art. 17 tz. 2 c. und ck. deS Gesetzentwurfs nicht verkommen
können, wenn auch kleine Abweichungen bis 10 Procent nach
Ziffert. zulässig sind, die sich allerdings Jeder im allgemeinen
Interesse wird gefallen lassen können.

Vicepräfi - ent : Es ist von dem Abg. Ahlhorn  fol¬
gende tatsächliche Berichtigung cingercicht worden:

„Ich habe nicht gesagt, daß Jeverland erst petitionircn
müsse, bevor es Las Gesetz erhalten kann.«

Abg. Töllner : Ich möchte mich noch darüber aussprechen,
daß die Verkoppelung»ach Art. 2 des Gesetzentwurfs erst statt-
sinden soll, wenn sich mehr als die einfache Majorität , dem
Grundbesitze nach, für dieselbe erklärt, und beantrage:

Len tz. 1 Art. 2 in folgender Fassung anzunehmen:
tz. 1. Eine Verkoppelung ist als beschlossen an»
zrmchmen, wenn die betreffenden Grundstücke der
auf die Zusammenlegung antragcndcn Eigertthümer
nach der in den Registern der Landesvermessung
angegebenen Größe genommen, und 5 Jück unculti-
virtes Land 1 Jück cultivirtcm Lande gleich gerech¬
net wenigstens zwei Drittel des Flächeninhalts der
zu verkoppelnden Grundstücke betragen, und wenn
der Antrag von wenigstens zwei Eigcnthümern
gestellt ist.

Auch dieser Antrag ist hinreichend unterstützt.
Abg. Luertzen als Berichterstatter der Minderheit: Nur

einige Worte über die Aruräge der Minderheit Nr. 4, 6 und 8.
Gegen die Bestimmung des Art. 2 der Vorlage, wonach eine
Verkoppelung als beschlossen anzunehmen ist, wenn die Mehr- ,
heit der Jucken sich dafür ausspricht, erlaube ich mir noch
eins hervorzuhebcn, welches bis jetzt noch nicht zur Erwägung
gekommen ist. — Hiernach kann ein großer Grundbesitzer viel¬
leicht zehn und noch mehr kleinere zum Verkoppeln zwingen.
Es liegt aber ganz in seiner Hand, ob er gleich daraus an-
tragcn will oder nach zehn oder zwanzig Jahren . Der Zweck
deS Gesetzes ist Beförderung des allgemeinen Besten, Hebung
der Landwirthschaft. . Aber dazu gehört unbedingt Sicherheit
des Besitzes. Diese gehl aber verloren durch die Annahme
deS Art. 2 der Vorlage, und mit ihr Lust und Liebe zu
Unternehmungen und zu Aufwendung von Arbeit und Kosten
für nachhaltige Verbesserungen. Die Anträge Nr. 4 und 6
sollen dem kleinen Grundbesitz gegen diese Nachtheile wenig¬
stens einigen Schutz gewähren.

12



76

Zum Antrag Nr . 8 will ich nur noch bemerken , daß in
der Marsch ein Vcrkoppelungsgefetz unnöthig ist , daß eS nicht
gewünscht , im Gegenthcil gefürchtet wird , daß es dort wahr¬
scheinlich nie zur Anwendung kommen wird . Warum einem
Landestheile ein Gesetz aufdringen , welches er nicht will und
nicht braucht . Es wird dort ein Gefühl der Unsicherheit des
Besitzes zur Folge haben und mit Unwillen ausgenommen
werden.

Berichterstatter Abg . Strackerjan I . : Ich muß wohl
zunächst zurückkvmmen aus den von dem Herrn Abg . Rüder
gestellten Antrag , weil durch diesen , soweit ich ihn übersehen
kann , der Antrag des Abg . Sclckmann  seine Erledigung
finden würde . Die Anträge betreffen die Fassung des Art.
und ich kann mich im Allgemeinen damit einverstanden er¬
klären , nur möchte ich mit dem Herrn Reg . - Comm . darauf
aufmerksam machen , daß der tz. 3 überflüssig ist . Ich möchte
Ihnen auch empfehlen , diesen § . überhaupt nicht anzunchmen,
sondern den Z. 4 des Entwurfs in der Weise , wie er dort
steht , denn wenn bloß der größere Grundbesitz entscheiden
soll , wie der Antrag es will , und daneben derselbe noch von
annähernd gleicher Beschaffenheit sein soll , so werden derartige
Verkoppelungen sehr schwer und in den wenigsten Fällen zu
Stande kommen . Was sodann die von dem Ausschuß ge¬
machten Anträge betrifft , so ist darüber schon viel gesprochen
worden . Der Abg . Ahlhorn  will , daß wir im tz. 1 den¬
selben Weg einschlagen , den man in Hannover eingeschlagen
hat , daß wir nicht bloß nach dem Grundbesitz , sondern auch
nach der Kopfzahl stimmen sollen , allein Hannover hat diesen
Weg schon verlassen , warum sollen wir hier mit Etwas be¬
ginnen , was man dort schon aufgegeben hat ? Wir haben
keine Erfahrungen , wir können wohl Hannover zutrauen,
daß es diesen Weg nicht verlassen haben würde , wenn er
sich nicht als unpractisch herausgcsteüt hätte , und dann mache
ich Sie darauf aufmerksam , daß , wenn die Kopfzahl mit zur
Geltung kommen soll , vielleicht nie eine Verkoppelung zu
Stande kommen wird . Wollen Sic die Verkoppelungen , so
muß nur der Grundbesitz berücksichtigt werden und nicht die
Kopfzahl . Den Antrag 6 kann ich der Versammlung nicht
empfehlen , weil eine Einigung später zu Stande kommen
wird und tz. 4 des Entwurfs genügende Garantie giebt . Zum
Antrag Nr . 8 ist schon Genügendes gesagt . Ich kann Ihnen

nur empfehlen , den Antrag abzulehnen , denn ist es für dir
Marsch wünschenswcrkh und zweckmäßig , zu verkoppeln , so
muß man ihr die Möglichkeit dazu lassen und nicht erst
warten , bis darum pcnkionirt wird.

Abg . Sclckmann : Da durch den weiter gehenden An¬
trag des Herrn Abg . Rüder  meine Bedenken beseitigt werden,
so ziehe ich, um die Abstimmung zu vereinfachen , meinen An¬
trag zurück.

Der Dicepräsident ordnet die Fragstellung und bringt
zuerst den Antrag Nr . 4 des Berichts zur Abstimmung . ES
wird derselbe abgelehnt.  Es folgt hierauf die Abstimmung
über den Antrag des Abg . Töllner.  Auch dieser wird ab¬
gelehnt.  Eben so wird § . 1 des Antrags des Abg . Rüder
abgelehnt,  dagegen wird tz. 2 des Antrags des Abg Rü¬
der und Z. 3 desselben Antrags angenommen.  Antrag
Nr . 6 des Berichts wird abgclehnt,  eben so der tz. 4 deS
Antrags des Abg . Rüder,  dagegen werden die Anträge deS
Berichts Nr . 5 und 7 angenommen,  Antrag Nr . 8 des
Berichts abgclehnt  und Antrag Nr . 9 des Berichts an¬
genommen.

Der Vicepräsident schließt für heute die DiScussion , be¬
raumt die nächste Sitzung auf morgen den 17 . Februar,
Vormittags 11 Uhr , an und stellt auf die Tagesordnung , da
der Reg . - Comm . den Wunsch geäußert , daß die Fortsetzung
der Beralhung über den Bericht , betreffend das Vcrkoppe-
lungsgesetz , nicht vor dem 20 . erfolge,

1) Berathung des Berichts des ersten Ausschusses über
den im Schreiben der Staatsregierung vom 29 . Ja¬
nuar 1858 gestellten Antrag zur Genehmigung des
Austausches einiger zum Krongut gehöriger Parcellen
Landes gegen Land der Jader - Wapeler Sielacht;

2 ) Bericht des ersten Ausschusses über die dem Glaser
Jvh . Heinr . von Horsten zu Wildeshausen zu bewil¬
ligende Entschädigung für ein von ihm zur Anlage
der Chaussee von Wildeshausen nach Cloppenburg ab¬
getretenes Stück Land ( Anl . 3 ) ;

3) Berathung des mündlichen Berichts des ersten Ausschusses
zu Anl . 45 , betreffend den Verkauf einer Fläche des
Staatswalddistricts Mörschiederward im Fürstenthum
Birkenfeld.

Schluß der Sitzung l ' /z Uhr.
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